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Satzung für den 

„Verein zur Förderung von Studium & Transfer an der Fachhochschule Westküste e.V. i. G.“ 

in der geänderten Fassung beschlossen in der Mitgliederversammlung am 16.03.2021 

 

§ 1 

Name, Sitz, Rechtsform, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein trägt den Namen „Verein zur Förderung von Studium & Transfer an der Fachhochschule 
Westküste e.V.“ und wird abgekürzt mit „VFST“.    

(2) Der Verein hat den Sitz in Heide / Schleswig-Holstein. 

(3) Der Verein soll in das Vereinregister eingetragen werden. 

(4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr, das erste Geschäftsjahr endet am 31.12. des Jahres der Grün-
dung. 

 

§ 2 

Vereinszweck 

(1) Der Zweck des Vereins ist die privatrechtliche Förderung und Durchführung anwendungsorientierter 
hochschulnaher Maßnahmen zur Förderung des Studieninteresses, der Studierfähigkeit, des Studiener-
folges, der Weiterbildung und des Wissenstransfers zwischen Hochschule und Wirtschaft. Der Satzungs-
zweck wird insbesondere verwirklicht durch Veranstaltungen mit Schülerinnen und Schülern, durch Ver-
anstaltungen mit Studieninteressierten und Studienanfängern, durch zusätzlich zum Lehrprogramm an-
gebotene Veranstaltungen für Studierende und Ehemalige und durch Veranstaltungen wie Tagungen, 
Seminare oder Workshops zum Transfer der wissenschaftlichen Erkenntnisse und anwendungsorientier-
ten Lösungen der Hochschule in die Gesellschaft und hier insbesondere in die Wirtschaft.    

(2) Der Verein wird zur Erreichung der Zwecke selbst tätig oder unterstützt die Fachhochschule Westküste 
(FHW) bei entsprechenden Aktivitäten. 

(3) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
“Steuerbegünstigte Zwecke” der Abgabenordnung in der jeweils gültigen Fassung. Der Verein ist selbst-
los tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.  

(4) Der Verein verwendet seine Mittel nur für satzungsgemäße Zwecke. Die Mitglieder des Vereins erhalten 
in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Die Mitglieder erhalten 
bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins weder ihre Beiträge noch sonsti-
ge Zahlungen oder Einlagen zurück. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Vereinszweck fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

(5) Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz angemessener 
Auslagen.  

 

§ 3 

Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person und jede juristische Person werden, die das 15. Le-
bensjahr vollendet hat. 

(2) Als förderndes Mitglied kann aufgenommen werden, wer dem Verein ohne feste Beitragspflicht Geld-, 
Sachzuwendungen oder unentgeltliche Dienstleistungen erbringt. 

(3) Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag, der an den Vor-
stand zu richten ist. Bei beschränkt Geschäftsfähigen, insbesondere Minderjährigen, ist der Antrag auch 
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von dem gesetzlichen Vertreter zu unterzeichnen. Dieser verpflichtet sich damit gleichzeitig gesamt-
schuldnerisch zur Zahlung der Mitgliedsbeiträge, des Aufnahmebeitrags und sonstiger Geldforderungen 
des Vereins. 

(4) Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. Er teilt dem Antragsteller 
die Aufnahme oder die Ablehnung seines Antrags schriftlich mit. 

 

§ 4 

Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod beziehungsweise Auflösung der juristischen Person, Ausschluss, 
Streichung von der Mitgliederliste oder durch Austritt aus dem Verein. 

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Bei beschränkt Geschäftsfähi-
gen ist die Austrittserklärung auch von dem gesetzlichen Vertreter zu unterzeichnen. Der Austritt kann 
nur zum Ende eines Geschäftsjahrs erklärt werden, wobei eine Kündigungsfrist von drei Monaten einzu-
halten ist. 

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn es 
trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung des Mitgliedsbeitrags oder von Umlagen im 
Rückstand ist. Der Beschluss des Vorstands über die Streichung muss dem Mitglied mitgeteilt werden. 
Gegen den Beschluss ist kein Rechtsmittel gegeben. 

(4) Wenn ein Mitglied schuldhaft in grober Weise die Interessen des Vereins verletzt, kann es durch Be-
schluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor Beschlussfassung des Vorstands 
muss dem Mitglied rechtliches Gehör gewährt werden. Der Beschluss des Vorstands ist dem Mitglied 
schriftlich begründet mitzuteilen. Gegen den Beschluss kann das Mitglied Berufung an die Mitgliederver-
sammlung binnen einem Monat nach Zugang des Beschlusses beim Vorstand einlegen. Der Vorstand hat 
binnen zwei Monaten nach fristgemäßer Einlegung der Berufung eine Mitgliederversammlung einzube-
rufen, die abschließend über den Ausschluss entscheidet. Bis dahin ruhen sämtliche Rechte und Ehren-
ämter des vom Vorstand ausgeschlossenen Mitglieds. 

 

§ 5 

Mitgliedsbeiträge 

(1) Bei der Aufnahme in den Verein ist eine Aufnahmegebühr zu zahlen. Des Weiteren werden von den Mit-
gliedern Jahresbeiträge erhoben. Zur Finanzierung besonderer Vorhaben oder zur Beseitigung finanziel-
ler Schwierigkeiten des Vereins können Umlagen erhoben werden. 

(2) Höhe und Fälligkeit von Aufnahmegebühren, Jahresbeiträgen und Umlagen werden von der Mitglieder-
versammlung festgesetzt. 

(3) Der Vorstand kann in Einzelfällen Gebühren, Beiträge und Umlagen ganz oder teilweise erlassen oder 
stunden. 

(4) Bezahlt ein Mitglied trotz Mahnung den Beitrag nicht innerhalb einer im Einzelfall festzustellenden Frist 
von mindestens einem Monat nach Abschicken des Mahnschreibens, so wird das einer Austrittserklä-
rung gleichgeachtet. Auf diese Folge ist das Mitglied in der Mahnung hinzuweisen. Es genügt, wenn die 
Mahnung an die zuletzt vom Mitglied dem Vorstand benannte Adresse gerichtet wird.  

 

§ 6 

Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 
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§ 7 

Mitgliederversammlung 

(1) In der Mitgliederversammlung hat nur jedes volljährige Mitglied eine Stimme. Eine Ausübung des 
Stimmrechts durch einen Dritten ist ausgeschlossen. 

(2) Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 

a) Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands 

b) Entlastung des Vorstands 

c) Festsetzung der Höhe und Fälligkeit der Aufnahmegebühren, Mitgliedsbeiträge und Umlagen 

d) Wahl und Abwahl des Vorstands 

e) Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins 

f) Beschlussfassung über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstands 

g) Wahl der Kassenprüfer 

(3) Die Mitgliederversammlung kann auch per Videokonferenz oder über einen Internet-Konferenzraum 
erfolgen. Die Form der Durchführung ist in der Einladung anzugeben. Im Falle einer Video- oder Inter-
netkonferenz müssen Zugang und erforderliche Login-Daten mit der Einladung zur Verfügung gestellt 
werden. 
 

§ 8 

Einberufung der Mitgliederversammlung 

(1) Im ersten Quartal eines jeden Jahres soll die ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden. Sie wird 
vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung 
einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das 
Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein 
schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. 

(2) Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor einer Mitgliederversammlung beim Vorstand schrift-
lich eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen, worauf der Versammlungsleiter zu Beginn der Mit-
gliederversammlung über die beantragte Ergänzung abstimmen lässt. Zur Aufnahme dieses Antrags in 
die Tagesordnung ist eine Mehrheit von 2/3 der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Satzungs-
änderungen sowie Anträge zur Abwahl des Vorstands müssen den Mitgliedern mit dem Einladungs-
schreiben zur Mitgliederversammlung schriftlich bekannt gegeben werden; ansonsten sind sie unzuläs-
sig. 

 

§ 9 

Außerordentliche Mitgliederversammlung 

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Sie muss einberufen 
werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn die Einberufung von 1/10 der Mitglieder 
schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. Für die außerordentliche 
Mitgliederversammlung gelten die Vorschriften für die ordentliche Mitgliederversammlung entsprechend. 

 



Seite 4 von 6 

§ 10 

Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom stellvertretenden 
Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, so 
bestimmt die Versammlung den Versammlungsleiter. Steht der Versammlungsleiter zur Wahl eines Am-
tes an, so ist für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Diskussion die Versammlungsleitung 
an einen Wahlleiter zu übertragen, der von der Versammlung zu wählen ist. 

(2) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss geheim durchgeführt 
werden, wenn ein erschienenes stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt. 

(3) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste zulassen. 

(4) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfä-
hig. 

(5) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Stimmenthaltungen gelten immer als ungültige Stimmen und bleiben für das Ab-
stimmungsergebnis außer Betracht. Entscheidend sind nur Ja- und Nein-Stimmen. 

(6) Zur Änderung der Satzung ist eine Mehrheit von 2/3 der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 
Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann nur mit Zustimmung aller Mitglieder beschlossen werden, 
wobei hierzu die schriftliche Zustimmung der in der Mitgliederversammlung nicht erschienenen Mitglie-
der innerhalb eines Monats gegenüber dem Vorstand erklärt werden kann. 

(7) Bei Wahlen ist derjenige gewählt, der mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten 
hat. Wenn von mehreren Kandidaten niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhält, so findet zwischen den beiden Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten haben, eine Stich-
wahl statt, wobei dann derjenige gewählt ist, der mehr Stimmen als der Gegenkandidat erhalten hat. Bei 
gleicher Stimmenzahl entscheidet das von dem Versammlungsleiter zu ziehende Los. 

(8) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom jeweiligen Schrift-
führer und vom Versammlungsleiter zu unterzeichnen ist. Bei Satzungsänderungen ist der genaue Wort-
laut zu protokollieren. 

 

§ 11 

Der Vorstand 

Der Vorstand des Vereins besteht aus dem Vorsitzenden, dem Zweiten Vorsitzenden und dem Schatzmeister 
zusammen. Sie sind Vorstand im Sinne von § 26 BGB und jeder für sich allein geschäftsführend und vertre-
tungsberechtigt. Sollte weder der Vorsitzende noch der Zweite Vorsitzende dem Präsidium der FHW ange-
hören, so sollte dem Vorstand zusätzlich ein Mitglied des Präsidiums der FHW mit beratender Stimme ange-
hören.  

 

§ 12 

Zuständigkeit des Vorstands 

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung einem 
anderen Organ übertragen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der Tagesordnung; 

b) Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung; 

c) Ordnungsgemäße Buchführung, Erstellung der Jahresberichte, Aufstellung eines Haushaltsplans; 

d) Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern. 
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§ 13 

Wahl und Amtsdauer des Vorstands 

(1) Der Erste und Zweite Vorsitzende des Vorstandes wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer 
von zwei Jahren, gerechnet von der Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstands im 
Amt. Eine Wiederwahl ist zulässig. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Vorstandsmitglieder 
können nur Mitglieder des Vereins werden.  

(2) Der Schatzmeister sowie bei Bedarf das beratende Mitglied aus dem Präsidium der FHW werden vom 
Ersten und Zweiten Vorsitzenden gemeinsam bestellt und abberufen. 

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand während seiner Amtszeit aus, so wählt der verbliebene 
Vorstand für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen den sogleich beim Amtsgericht anzumelden-
den kommissarischen Nachfolger.  

(4) Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist unzulässig. Mit Beendigung der Mitglied-
schaft im Verein endet auch das Amt eines Vorstandsmitglieds. 

 

§ 14 

Sitzung und Beschlüsse des Vorstands 

(1) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in der Vorstandssitzung, die vom Vorsitzenden, bei dessen Verhin-
derung vom 2. Vorsitzenden, einberufen und geleitet wird. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll 
eingehalten werden. Eine Tagesordnung braucht nicht angekündigt zu werden. Die Einberufung kann 
schriftlich oder mündlich erfolgen. 

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder, darunter der Vorsitzende 
oder der stellvertretende Vorsitzende, anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehr-
heit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Leiters der 
Vorstandssitzung. 

(3) Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustim-
mung zu der zu beschließenden Regelung erklären. 

(4) Über die Vorstandssitzungen ist ein Beschlussprotokoll zu führen. 

 

§ 15 

Der Kassenprüfer 

Zwei Kassenprüfer sind von der Mitgliederversammlung für jeweils ein Jahr zu wählen. Diese haben die Auf-
gabe, das jeweils zurückliegende Geschäftsjahr des Vereins buchhalterisch zu prüfen, wobei den Kassenprü-
fern zur Prüfung sämtliche Unterlagen des Vereins, Rechnungen, Bankauszüge und dergleichen zur Verfü-
gung zu stellen sind. Die Kassenprüfung soll spätestens einen Monat vor der Mitgliederversammlung abge-
schlossen sein. 

 

§ 16 

Auflösung des Vereins 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 9/10 der 
abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 

(2) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende und der stellvertreten-
de Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

(3) Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an 
die Fachhochschule Westküste, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu ver-
wenden hat. 
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(4) Dies gilt entsprechend, wenn der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfä-
higkeit verliert.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Satzung wurde auf der Gründungsversammlung am 18.02.09 einstimmig angenommen und beim Amts-
gericht Meldorf zur Anmeldung in das Vereinsregister eingereicht.  

Aufgrund der Aufforderung des Finanzamtes wurde die Satzung in der Mitgliederversammlung am 
01.06.2010 wie folgt geändert und einstimmig genehmigt: §16,3 wird ersetzt durch „Bei Auflösung des Ver-
eins oder Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Fachhochschule West-
küste, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.“  

Aufgrund der pandemiebedingten Einschränkungen und Hygienemaßnahmen wurde die Satzung in der Mit-
gliederversammlung am 16.03.2021 wie folgt geändert und einstimmig genehmigt: In §7 ist neu unter (3) 
aufgenommen worden: Die Mitgliederversammlung kann auch per Videokonferenz oder über einen Inter-
net-Konferenzraum erfolgen. Die Form der Durchführung ist in der Einladung anzugeben. Im Falle einer Vi-
deo- oder Internetkonferenz müssen Zugang und erforderliche Login-Daten mit der Einladung zur Verfügung 
gestellt werden 


